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[bookmark: _Toc225758663][bookmark: _Toc234936769]Angaben zum Bieter
[Abschnitt nur in dem Falle eines Einzelbieters ausfüllen]
	Angaben zur Identität des Bieters

	Name
	[bookmark: Text1]     

	Rechtsform
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Nummer der Eintragung in einem öffentlichen Register / Geschäftsnummer der Genehmigungsbehörde
	     

	Registergericht/
Genehmigungsbehörde
	     

	Es handelt sich um ein1
	☐ Kleinstunternehmen	☐ mittleres Unternehmen
☐ kleines Unternehmen	☐ großes Unternehmen


1 Kleinstunternehmen: Unternehmen, die weniger als 10 Personen beschäftigen und deren Jahresumsatz oder Jahresbilanzsumme 2 Mio. EUR nicht übersteigt.
Kleine Unternehmen: Unternehmen, die weniger als 50 Personen beschäftigen und deren Jahresumsatz oder Jahresbilanzsumme 10 Mio. EUR nicht übersteigt.
Mittlere Unternehmen: Unternehmen, bei denen es sich weder um Kleinstunternehmen noch um kleine Unternehmen handelt, die weniger als 250 Personen beschäftigen und deren Jahresumsatz 50 Mio. EUR nicht übersteigt oder deren Jahresbilanzsumme 43 Mio. EUR nicht übersteigt.
Große Unternehmen: Unternehmen, die mehr als 250 Personen beschäftigen und deren Jahresumsatz mehr als 50 Mio. EUR beträgt oder deren Jahresbilanzsumme mehr als 43 Mio. EUR beträgt.
Um als Kleinst-/kleines oder mittleres Unternehmen zu gelten, muss ein Unternehmen zudem von Großunternehmen in dem Sinne unabhängig sein, dass sich weniger als 25 % des Kapitals oder der Stimmanteile im Eigentum eines oder mehrerer Unternehmen befinden, das nach dieser Definition als großes Unternehmen anzusehen ist.


[bookmark: _Toc225758664][bookmark: _Toc234936770]Erklärung der Bieter- bzw. Bewerbergemeinschaft / Vollmacht
[Abschnitt nur im Falle der Bildung einer Bieter- bzw. Bewerbergemeinschaft ausfüllen]
	In diesem Beschaffungsverfahren wird eine Bewerber-/Bietergemeinschaft gebildet.

	Name der Bietergemeinschaft:
	     



	Angaben zur Identität des bevollmächtigten Mitglieds der Bewerber-/Bietergemeinschaft

	Name
	     

	Rechtsform
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Nummer der Eintragung in einem öffentlichen Register
	     

	Registergericht/
Genehmigungsbehörde
	     

	Es handelt sich um ein1
	☐ Kleinstunternehmen	☐ mittleres Unternehmen
☐ kleines Unternehmen	☐ großes Unternehmen



	Angaben zur Identität des einfachen Mitglieds der Bewerber-/Bietergemeinschaft (1)

	Name
	     

	Rechtsform
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Nummer der Eintragung in einem öffentlichen Register
	     

	Registergericht/
Genehmigungsbehörde
	     

	Es handelt sich um ein1
	☐ Kleinstunternehmen	☐ mittleres Unternehmen
☐ kleines Unternehmen	☐ großes Unternehmen



	Angaben zur Identität des einfachen Mitglieds der Bewerber-/Bietergemeinschaft (2)

	Name
	     

	Rechtsform
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Nummer der Eintragung in einem öffentlichen Register
	     

	Registergericht/
Genehmigungsbehörde
	     

	Es handelt sich um ein1
	☐ Kleinstunternehmen	☐ mittleres Unternehmen
☐ kleines Unternehmen	☐ großes Unternehmen



	Angaben zur Identität des einfachen Mitglieds der Bewerber-/Bietergemeinschaft (3)

	Name
	     

	Rechtsform
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Nummer der Eintragung in einem öffentlichen Register
	     

	Registergericht/
Genehmigungsbehörde
	     

	Es handelt sich um ein1
	☐ Kleinstunternehmen	☐ mittleres Unternehmen
☐ kleines Unternehmen	☐ großes Unternehmen



	Vollmacht bei Bildung einer Bewerber-/Bietergemeinschaft
Mit dieser Vollmacht beauftragen wir den zuvor als Bevollmächtigten der Bewerber-/ Bietergemeinschaft benannten Teilnehmer im Namen und im Auftrag der Bewerber-/ Bietergemeinschaft mit
· der Abgabe des Angebotes
· der Abgabe von Erklärungen und Nachweisen; insbesondere auch der Abgabe von Erklärungen und Nachweisen zur Eignung der Bewerber-/Bietergemeinschaft und zu Verpflichtungen im Hinblick auf die Auftragsausführung
[Bei unzutreffenden Eigenerklärungen oder zurückgehaltenen Angaben – ggf. auch nur zu einem Teilnehmer der Bietergemeinschaft – kann die (gesamte) Bieter- bzw. Bewerbergemeinschaft gem. § 124 Abs. 1 Nummer 8 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) ausgeschlossen werden.]
· der Führung der gesamten Kommunikation (z. B. Stellung von Bieterfragen oder Rügen)
· und dem Abschluss und der Durchführung des Vertrages.





[bookmark: _Toc225758665][bookmark: _Toc234936771]Erklärung zur Vergabe von Unteraufträgen
[Abschnitt nur in dem Falle der Hinzuziehung von Unterauftragnehmern ausfüllen]
	☐	In diesem Beschaffungsverfahren beabsichtige ich für den Fall der Auftragserteilung, die nachstehend genannten Teile des Auftrags im Wege der Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben und dabei voraussichtlich die ebenfalls nachstehend genannten Unterauftragnehmer/Freien Mitarbeiter einzusetzen.



	Unterauftrag Nr. 1

	Beschreibung der wesentlichen Leistungen[footnoteRef:2], die vom Unterauftragnehmer bzw. Freien Mitarbeiter erbracht werden sollen [2:  Wesentliche Leistungen sind alle Leistungen, die über bloße Zulieferungen oder reine Hilfsfunktionen hinausgehen.] 

	     

	Firma/Name des Unterauftragnehmers bzw. Freien Mitarbeiters
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Los-Nummer(n)[footnoteRef:3] [3:  Sofern bei einem Vergabeverfahren mit Aufteilung der Leistung in Lose Unterauftragnehmer / Freie Mitarbeiter nicht für alle Lose, sondern nur für bestimmte Lose zum Einsatz kommen sollen, sind hier die entsprechenden Los-Nummern anzugeben.] 

	     



	Unterauftrag Nr. 2

	Beschreibung der wesentlichen Leistungen1, die vom Unterauftragnehmer bzw. Freien Mitarbeiter erbracht werden sollen
	     

	Firma/Name des Unterauftragnehmers bzw. Freien Mitarbeiters
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Los-Nummer(n)2
	     



	Unterauftrag Nr. 3

	Beschreibung der wesentlichen Leistungen1, die vom Unterauftragnehmer bzw. Freien Mitarbeiter erbracht werden sollen
	     

	Firma/Name des Unterauftragnehmers bzw. Freien Mitarbeiters
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Los-Nummer(n)2
	     



	Unterauftrag Nr. 4

	Beschreibung der wesentlichen Leistungen1, die vom Unterauftragnehmer bzw. Freien Mitarbeiter erbracht werden sollen
	     

	Firma/Name des Unterauftragnehmers bzw. Freien Mitarbeiters
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Los-Nummer(n)2
	     



	Unterauftrag Nr. 5

	Beschreibung der wesentlichen Leistungen1, die vom Unterauftragnehmer bzw. Freien Mitarbeiter erbracht werden sollen
	     

	Firma/Name des Unterauftragnehmers bzw. Freien Mitarbeiters
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Land
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Los-Nummer(n)2
	     



	Ich bestätige, dass das angegebene Unternehmen (= Ressourcengeber) das mir/uns fehlende Eignungskriterium erfüllt und mir/uns die vorgenannten Mittel (Ressourcen/Kapazitäten) bei der Erfüllung des Auftrags tatsächlich zur Verfügung stehen werden.
Ich bestätige, dass im Hinblick auf das angegebene Unternehmen (= Ressourcengeber) keine Ausschlusstatbestände im Sinne der in den Teilen II.A und II.B angegebenen Tatbestände vorliegen.
Entsprechende Nachweise (z. B. Verpflichtungserklärungen) sind beigefügt oder werden spätestens nach entsprechender Aufforderung vor Zuschlagserteilung eingereicht.
Mir ist bekannt, dass ich/wir von der Teilnahme am Vergabeverfahren ausgeschlossen werden kann/können, wenn in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungsnachweise eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten oder die erforderlichen Nachweise nicht übermittelt werden.






[bookmark: _Toc225758666][bookmark: _Toc234936772]Erklärung zur Eignungsleihe
[Abschnitt nur in dem Falle der Eignungsleihe ausfüllen]
	☐	In diesem Beschaffungsverfahren bin ich / sind wir im Hinblick auf die geforderte wirtschaftliche und finanzielle und/oder technische und berufliche Leistungsfähigkeit auf folgende externe Kapazitäten (Mittel) von den nachgenannten Unternehmen/Freien Mitarbeitern angewiesen.



	Beispiel:	Dreijährige Referenz der Fa. Müller GmbH (s. lfd. Nr. 2 im Teil I.C) für die Leistungserbringung im Bezirk der AA X-Stadt.

	1
	     

	2
	     

	3
	     

	4
	     

	5
	     



	Ich verpflichte mich,
· Unterauftragnehmer/Freie Mitarbeiter sowie alle Stufen weiterer Unterunterauftragnehmer nur unter der Voraussetzung zu beauftragen, dass diese bei der Ausführung des Auftrags ebenfalls alle für sie geltenden rechtlichen Verpflichtungen einhalten werden (vgl. dazu Ausführungen im Teil I.I),
· Unterauftragnehmer/Freie Mitarbeiter sowie alle Stufen weiterer Unterunterauftragnehmer nur unter der Voraussetzung zu beauftragen, dass für diese weder zwingende noch fakultative Ausschlussgründe bestehen (vgl. dazu Ausführungen in den Teilen II.A und II.B); zumindest werde ich die Vergabestelle informieren, wenn derartige Ausschlusstatbestände vorliegen,
· auf Verlangen die Unterauftragnehmer/Freien Mitarbeiter zu benennen und nachzuweisen, dass mir die erforderlichen Mittel dieser Unterauftragnehmer/Freien Mitarbeiter zur Verfügung stehen,
· den Unterauftragnehmern/Freien Mitarbeitern sowie allen Stufen weiterer Unterunterauftragnehmer die „Informationen zur Datenverarbeitung“ (B.3) auszuhändigen.
Mir/uns ist bekannt, dass der Auftraggeber bei einem Verstoß gegen diese Verpflichtung berechtigt ist, den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen und dass weitergehende Rechte unberührt bleiben.




[bookmark: _Toc225758667][bookmark: _Toc234936773]Verpflichtungserklärung des Eignungsleihgebers
[Abschnitt nur in dem Falle der Eignungsleihe ausfüllen]
	Wenn diese Erklärung mit einem „x“ in der Einreichungsmatrix markiert ist, gilt, was folgt:

	Dieser Vordruck ist nur zu verwenden, sofern sich der Bieter bzw. die Bietergemeinschaft zum Nachweis der Leistungsfähigkeit gemäß den Teilen III.B und III.C externer Ressourcen (Kapazitäten) bedienen muss. Mit der nachstehenden Verpflichtungserklärung ist nachzuweisen, dass dem Bieter bzw. der Bietergemeinschaft die erforderlichen Mittel (Ressourcen/Kapazitäten) bei der Erfüllung des Auftrags tatsächlich zur Verfügung stehen.)



	Verpflichtungserklärung des Ressourcengebers (1)

	Das Unternehmen
	

	Firma
	[bookmark: Text6]     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Kontaktperson
	     

	erklärt, dass es dem unter Teil I.A benannten Bieter bzw. der unter Teil I.B benannten Bietergemeinschaft folgende Mittel (Ressourcen/Kapazitäten) zur Verfügung stellt:

	     



	Verpflichtungserklärung des Ressourcengebers (2)

	Das Unternehmen
	

	Firma
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Kontaktperson
	     

	erklärt, dass es dem unter Teil I.A benannten Bieter bzw. der unter Teil I.B benannten Bietergemeinschaft folgende Mittel (Ressourcen/Kapazitäten) zur Verfügung stellt:

	     



	Verpflichtungserklärung des Ressourcengebers (3)

	Das Unternehmen
	

	Firma
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Kontaktperson
	     

	erklärt, dass es dem unter Teil I.A benannten Bieter bzw. der unter Teil I.B benannten Bietergemeinschaft folgende Mittel (Ressourcen/Kapazitäten) zur Verfügung stellt:

	     



	Verpflichtungserklärung des Ressourcengebers (4)

	Das Unternehmen
	

	Firma
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Kontaktperson
	     

	erklärt, dass es dem unter Teil I.A benannten Bieter bzw. der unter Teil I.B benannten Bietergemeinschaft folgende Mittel (Ressourcen/Kapazitäten) zur Verfügung stellt:

	     



	Verpflichtungserklärung des Ressourcengebers (5)

	Das Unternehmen
	

	Firma
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	Postleitzahl, Ort
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     

	Kontaktperson
	     

	erklärt, dass es dem unter Teil I.A benannten Bieter bzw. der unter Teil I.B benannten Bietergemeinschaft folgende Mittel (Ressourcen/Kapazitäten) zur Verfügung stellt:

	     




[bookmark: _Toc225758668][bookmark: _Toc234936774]Datenschutz und Geheimhaltung
	Es wird auf Anlage B.3_Informationen zur Datenverarbeitung hingewiesen. Mit dem textförmigen Abschluss dieser Erklärung bestätigt das Unternehmen den Erhalt dieser Informationen und erklärt das Unternehmen hiermit sein Einverständnis.

	[bookmark: _Hlk76391489]Der Auftraggeber erteilt zur Geheimhaltung weiterhin die folgenden Informationen und weist auf die folgenden Vorgaben hin, mit denen sich das Unternehmen durch den textförmigen Abschluss dieser Erklärung einverstanden erklärt:
1. Der Bieter hat in seinem Teilnahmeantrag/Angebot diejenigen Stellen, deren Offenlegung er unter allen Umständen in einem etwaigen Vergabenachprüfungsverfahren verhindern möchte und bei denen es sich nach seiner Einschätzung um ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis handelt, mit dem Zusatz „Achtung! Geschäftsgeheimnis!“ zu versehen. Andernfalls kann die Vergabekammer von seiner Zustimmung auf Einsicht durch andere Verfahrensbeteiligte ausgehen (vgl. § 165 Abs. 3 S. 2 GWB).
2. Grundsätzlich sind alle nicht öffentlich verfügbaren, projektbezogenen Daten, Unterlagen und Informationen oder personenbezogenen Daten (im Folgenden „Daten“ genannt), die im Rahmen des Vergabeverfahrens oder der Abwicklung des Vertrages an das Unternehmen bzw. den Auftragnehmer (im Folgenden einheitlich: „Unternehmen“) übergeben werden oder ihm anderweitig zur Kenntnis gelangen, als vertraulich einzustufen und unterliegen somit dieser Erklärung. Hinsichtlich der Behandlung solcher Daten obliegen dem Unternehmen zeitlich unbegrenzt die nachstehenden Verpflichtungen:
a. Das Unternehmen verpflichtet sich hiermit unwiderruflich, alle ihm seitens des Auftraggebers oder seitens der mit dem Auftraggeber verbundenen Personen mündlich, schriftlich oder elektronisch zur Verfügung gestellten, nicht allgemein zugänglichen Daten vertraulich zu behandeln (Verschwiegenheitspflicht) und nur zur Durchführung dieses Vergabeverfahrens sowie des sich ggf. anschließenden Auftrags und/oder zur Erfüllung rechtlicher Pflichten zu verarbeiten. Dies gilt auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses. Das Unternehmen verpflichtet sich weiterhin zur Einhaltung des Bundesdatenschutzgesetzes, insbesondere des Datengeheimnisses nach § 53 BDSG, und der Datenschutz-Grundverordnung in den jeweils gültigen Fassungen. Es wird alle vertraulichen Daten für Dritte unzugänglich aufbewahren und diese Daten grundsätzlich nicht an Dritte weitergeben. Ist das unterzeichnende Unternehmen zur Offenbarung von Daten gegenüber Dritten jedoch gesetzlich verpflichtet, so wird es dies dem Auftraggeber unverzüglich, nachdem es selbst Kenntnis von dieser Verpflichtung erlangt hat und – soweit rechtlich zulässig – vor dieser Offenbarung, schriftlich anzeigen. Die mit dem Unternehmen im Sinne von §§ 15 ff. AktG verbundenen Unternehmen sowie sämtliche natürlichen oder juristischen Personen, die im Auftrag des Unternehmen an diesem Vergabeverfahren mitwirken (im Folgenden: „weiteren Personen“), sind keine Dritten im Sinne dieser Vertraulichkeitserklärung, sofern und soweit (1) die verbundenen Unternehmen und weiteren Personen die jeweilige Information zum Zwecke der Mitwirkung an diesem Vergabeverfahren kennen müssen, (2) die verbundenen Unternehmen und weiteren Personen sich verpflichtet haben, die vertraulichen Informationen in Übereinstimmung mit Bestimmungen zu schützen, die den hiesigen Regelungen entsprechen, insbesondere das Datengeheimnis nach § 53 BDSG und die Datenschutz-Grundverordnung vollumfänglich zu beachten, und (3) das Unternehmen für die Verwendung der vertraulichen Informationen durch das jeweilige verbundene Unternehmen oder die weitere Person die Verantwortung übernimmt.
b. Das Unternehmen verpflichtet sich, auf erste Anforderung seitens des Auftraggebers sämtliche vertraulichen Daten und jegliche davon angefertigte Vervielfältigungen zurückzugeben sowie die auf Grundlage der jeweils überlassenen Daten gemachten Aufzeichnungen bzw. erarbeiteten Unterlagen zu vernichten. Ein Zurückbehaltungsrecht an den von dem Auftraggeber zur Verfügung gestellten Daten, Informationen und Unterlagen besteht nicht. Die Verpflichtungen des Unternehmens gelten nur insoweit, als keine zwingenden Rechtsnormen entgegenstehen.
c. Das Unternehmen wird seine von ihm mit der Durchführung des Auftrags betrauten Mitarbeiter und gegebenenfalls die mit Zustimmung des Auftraggebers eingeschalteten Dritten entsprechend zur Geheimhaltung verpflichten und gewährleistet, dass diese Vertraulichkeitserklärung auch von den von ihm eingeschalteten Mitarbeitern und Beratern beachtet wird.
d. Erhalten das Unternehmen oder die von ihm eingeschalteten Mitarbeiter und Berater Zugriffsrechte zu IT-Systemen des Auftraggebers oder der mit dem Auftraggeber verbundenen Personen, so sind die aktuell geltenden Regelungen und Organisationsanweisungen des Auftraggebers einzuhalten, sofern diese von dem Auftraggeber dem Unternehmen zur Kenntnis gegeben wurden. Das Unternehmen erkennt diese Verpflichtung an und wird die Beachtung dieser betrieblichen Regelungen durch seine Mitarbeiter und etwaige für die Auftragsdurchführung herangezogene Dritte sicherstellen.
e. Verstößt das Unternehmen oder ein von ihm eingeschalteter Mitarbeiter oder Berater schuldhaft gegen die Verpflichtungen dieser Vertraulichkeitserklärung, behält sich der Auftraggeber die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen vor, sofern im Vertrag keine anderslautenden Vereinbarungen getroffen worden sind.




[bookmark: _Toc225758669][bookmark: _Toc234936775]Eigenerklärungen nach Landesrecht
	Besondere Vertragsbedingungen des Landes NRW zur Einhaltung des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein Westfalen (BVB TVgG NRW)
Der Auftragnehmer verpflichtet sich mit Angebotsabgabe zur Einhaltung der analog anzuwendenden Vorgaben des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen. Die weiteren Vertragsbedingungen bleiben hiervon unberührt. Hierzu vereinbaren die Parteien Folgendes:
1. Einhaltung von Mindestarbeitsbedingungen
1.1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet,
a) für Leistungen, deren Erbringung dem Geltungsbereich
· eines nach dem Tarifvertragsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1323) in der jeweils geltenden Fassung für allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrages,
· eines nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung für allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrages oder
· einer nach den §§ 7, 7a oder 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder nach § 3a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995 (BGBl. I S. 158) in der jeweils geltenden Fassung erlassenen Rechtsverordnung unterfällt,
seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) bei der Ausführung des Auftrags wenigstens diejenigen Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu gewähren, die in dem Tarifvertrag oder der Rechtsverordnung verbindlich vorgegeben werden.
b) für Leistungen im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs auf Straße und Schiene (§ 1 Abs. 3 TVgG) seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) bei der Ausführung des Auftrags wenigstens das in Nordrhein-Westfalen für diese Leistung in einem einschlägigen und repräsentativen mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifvertrag vorgesehene Entgelt nach den tarifvertraglich festgelegten Modalitäten zu zahlen und während der Ausführungslaufzeit Änderungen nachvollziehen.
c) bei der Ausführung der Leistung seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) wenigstens ein Entgelt in Höhe des allgemeinen Mindestlohns, nach den Vorgaben des Mindestlohngesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348) in der jeweils geltenden Fassung zu zahlen. Diese Pflicht gilt auch, sofern das gemäß lit. a) und b) zu zahlende Entgelt das Mindeststundenentgelt nach dem Mindestlohngesetz unterschreitet.
1.2. Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass die bei der Ausführung des Auftrags beteiligten Nachunternehmen die in Ziffer 1.1. genannten Pflichten ebenfalls einhalten.
1.3. Ziffer 1.1., lit. c) gilt nur, sofern die ausgeschriebene Leistung im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland erbracht wird. Ziffer 1.1., lit. c) gilt nicht für Auftragnehmer, die unter § 224 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 sowie § 226 des Neunten Sozialgesetzbuches fallen.
2. Kontroll- und Prüfrecht
Der Auftraggeber ist berechtigt, die Einhaltung der unter Ziffer 1. genannten Verpflichtungen während der Auftragsausführung zu überprüfen. Hierzu ist der Auftragnehmer verpflichtet,
1. dem Auftraggeber auf dessen Verlangen die notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, aus denen sich die Einhaltung der unter Ziffer 1. genannten Verpflichtungen zweifelsfrei ergibt. Sofern diese Unterlagen personenbezogene Daten enthalten, erfolgt die Vorlage in anonymisierter Form sowie unter Beachtung des Datenschutzrechts.
1. seine Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen.
3. Kündigung aus wichtigem Grund; Vertragsstrafe
3.1. Der Auftraggeber kann den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist unter anderem kündigen,
a) wenn der Auftragnehmer eine Pflicht aus Ziffer 1. verletzt,
b) wenn der Auftragnehmer nicht sicherstellt, dass die Nachunternehmen eine Pflicht aus Ziffer 1. einhalten oder
c) wenn der Auftragnehmer seinen Pflichten aus Ziffer 2. nicht nachkommt.
3.2. In den in Ziffer 3.1. genannten Fällen, verpflichtet sich der Auftragnehmer zur Zahlung einer Vertragsstrafe, deren Höhe eins von Hundert, bei mehreren Verstößen bis zu fünf von Hundert des Auftragswertes beträgt. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens durch den Auftraggeber ist nicht ausgeschlossen, jedoch wird die verwirkte Vertragsstrafe auf den weiteren Schadensersatz des Auftraggebers angerechnet.
3.3. Im Übrigen berühren Ziffer 3.1. und 3.2. nicht die weiteren Rechte der Vertragsparteien.




[bookmark: _Toc225758670][bookmark: _Toc234936776]Beachtung der VO 2022/833
	Zu diesem Beschaffungsverfahren wird im Hinblick auf die Beachtung der VO 2022/833 folgende Erklärung abgegeben:

	Erklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft
Nach Art. 5k Abs.1 Verordnung (EU) Nr. 833/2014 i. V. m. der Verordnung (EU) 2022/576 ist es verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiterhin zu erfüllen:
a. russische Staatsangehörige,
b. in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
c. juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu mehr als 50% unmittelbar oder mittelbar von Angehörigen, Personen, Organisationen oder Einrichtungen i.S. a) oder b) gehalten werden,
d. natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung von Staatsangehörigen, Personen, Organisationen oder Einrichtungen i. S. a), b) oder c) handeln,
e. Unterauftragnehmer, eignungsverleihende Unternehmen und Lieferanten die unter a) bis d) fallen, wenn auf diese mehr als 10 % des Auftragswertes entfällt.

Die nachfolgende Erklärung gebe/n ich/wir verbindlich ab (ggf. zugleich in Vertretung für die lt. Angebot Vertretenen auch für diese):
Wir erklären, 
1. dass kein Zuschlags- und Erfüllungsverbot gemäß Art. 5k Abs. 1 Verordnung EU) Nr. 833/2014 i. V. m. der Verordnung (EU) 2022/576 für öffentliche Aufträge im Zusammenhang mit russischen Personen, Organisationen und 	Einrichtungen besteht und dass weder wir noch die von uns vertretenen Unternehmen, Mitglieder eines Konsortiums oder deren Unterauftragnehmer Gegenstand individueller Finanzsanktionen gemäß Art. 2 Verordnung (EU) Nr. 269/2014 sind,
2. dass wir uns nicht im Eigentum oder unter der Kontrolle natürlicher oder juristischer Personen, Organisationen oder Einrichtungen befinden, die in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 aufgeführt sind. Eine Kontrolle liegt insbesondere vor, wenn eine gelistete Person unmittelbar oder mittelbar mehr als 50 % der Eigentumsrechte hält oder einen beherrschenden Einfluss ausübt und
3.  dass wir sicherstellen, dass auch während der Vertragslaufzeit keine als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder eignungsverleihende Unternehmen, deren Kapazitäten in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen mit einem Bezug zu Russland im Sinne von Art. 5k Abs. 1 lit. a) bis d) der Verordnung (EU) 2022/576 eingesetzt werden, und dass darüber hinaus keine Unternehmen eingesetzt werden, gegen die individuelle Finanzsanktionen nach Art. 2 der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 bestehen oder die im Eigentum oder unter der Kontrolle natürlicher oder juristischer Personen, Organisationen oder Einrichtungen stehen, die in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 aufgeführt sind, soweit der auf diese Unternehmen entfallende Anteil der von ihnen tatsächlich erbrachten Leistungen mehr als 10 % des jeweiligen Auftragswertes beträgt.



	Artikel 5 k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 lautet wie folgt:

	(1)	Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter die Artikel 7 und 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiterhin zu erfüllen:
a)	russische Staatsangehörige oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b	juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a genannten Organisationen gehalten werden, oder
c)	natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln,
auch solche, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragnehmer, Lieferanten oder 
Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.
(2)	Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Erfüllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für
a) den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und Entwicklung,
b) die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen,
c) die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können,
d) die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen.
e) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder durch Russland in die Union, oder
f) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstoffen, die in Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022.
(3)	Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
(4)	Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 — von Verträgen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.




[bookmark: _Toc225758671][bookmark: _Toc234936777]Erklärung zur Einhaltung rechtlicher Verpflichtungen
	Zu diesem Beschaffungsverfahren wird im Hinblick auf die Auftragsausführung folgende Erklärung abgegeben:

	Erklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft
Ich verpflichte mich*) / wir verpflichten uns*) sicherzustellen, dass bei der Ausführung des Auftrags alle für mich/uns geltenden rechtlichen Verpflichtungen eingehalten werden, insbesondere dass Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung entrichtet werden, die arbeitsschutzrechtlichen Regelungen eingehalten und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wenigstens diejenigen Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des Mindestentgelts gewährt werden, die 
· nach dem Mindestlohngesetz – sofern die ausgeschriebene Leistung im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland erbracht wird, vgl. § 1 Abs. 3 S. 2 TVgG-NRW –,
· nach einem nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes für allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrag oder einer nach § 7, § 7a oder § 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder nach einer nach § 3a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung für die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben werden.
Mir/uns ist bekannt, dass der Auftraggeber bei einem Verstoß gegen diese Verpflichtung berechtigt ist, den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen und dass weitergehende Rechte unberührt bleiben.
*) auch im Hinblick auf evtl. eingesetzte Unterauftragnehmer (Subunternehmer) / Freie Mitarbeiter und sog. Unterunterauftragnehmer




[bookmark: _Toc225758672][bookmark: _Toc234936778]Erklärung zur Einhaltung der Verhaltensrichtlinie für Lieferanten und Dienstleister
	Zu diesem Beschaffungsverfahren wird im Hinblick auf die Auftragsausführung folgende Erklärung abgegeben:

	Erklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft
Ich verpflichte mich / wir verpflichten uns – auch im Hinblick auf eventuell eingesetzte Unterauftragnehmer (Subunternehmer) bzw. Freie Mitarbeiter – sicherzustellen, dass ich / wir bei der Ausführung des Auftrags die nachstehenden Verhaltensrichtlinien des Malteser Hilfsdienst e.V. für Lieferanten und Dienstleister stets einhalten werde.
Einleitung
Aufgrund des Ordensleitsatz „Bezeugung des Glaubens und Hilfe den Bedürftigen“ ist die Beachtung und Einhaltung hoher sozialer, ökologischer und ethischer Standards für die Malteser von besonderer Wichtigkeit. Die Malteser sind der Überzeugung, dass verantwortungsvolles Verhalten und faire Geschäftspraktiken unter Berücksichtigung von Nachhaltigkeit der Gesellschaft am besten dienen. Da die Malteser fortlaufend bestrebt sind, die eigenen Standards weiterzuentwickeln, werden die Lieferanten entsprechend aufgefordert, dazu beizutragen.
Mit dieser Verhaltensrichtlinie werden die Erwartungen der Malteser an ein soziales, ökologisches und ethisches Handeln, an alle Lieferanten, mit denen Geschäftsbeziehungen bestehen, konkretisiert. Für den Fall, dass Lieferanten auch international tätig sind und somit unterschiedliche Rechtsordnungen Anwendung finden, enthält diese Verhaltensrichtlinie Mindestanforderungen, die Lieferanten erfüllen müssen, um mit den Maltesern in Geschäftsbeziehung treten zu können und zu bleiben. Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, ist es zudem erforderlich, dass die Lieferanten die Regelungen dieser Verhaltensrichtlinie in ihrer jeweiligen Lieferkette weiterreichen.
Für die zukünftige Zusammenarbeit wird die Geltung der nachfolgenden Regelungen für eine gemeinsame Verhaltensrichtlinie vereinbart. Diese Vereinbarung gilt als Grundlage für alle Verträge und Lieferungen. Die Lieferanten verpflichten sich, die Grundsätze und Anforderungen dieser Verhaltensrichtlinie zu erfüllen und ihrerseits ihre Lieferanten vertraglich zur Einhaltung der in diesem Dokument aufgeführten Standards und Regelungen zu verpflichten.
Die Malteser behalten sich vor, im Rahmen einer Selbstauskunft, durch Vorlage von Zertifikaten, sowie durch entsprechende Audits zu überprüfen, ob die definierten Standards dieser Verhaltensrichtlinie von den Lieferanten entsprechend eingehalten werden.
Sollten die genannten Erwartungen von den Lieferanten nicht erfüllt werden, kann dies für die Malteser Grund und Anlass sein, eine Neubewertung der bestehenden Geschäftsbeziehungen, einschließlich aller zugehörigen Lieferverträge, vorzunehmen. Die in dieser Verhaltensrichtlinie formulierten Grundsätze bilden somit eine wichtige Komponente bei der Auswahl und Bewertung von Lieferanten.
1. Geltungsbereich
Diese Verhaltensrichtlinie gilt für alle Lieferanten des Malteser Verbundes.
2. Anforderungen an Lieferanten
Die Malteser erwarten von all ihren Lieferanten, dass sie die anwendbaren nationalen und internationalen Gesetze, Vorschriften und Übereinkommen, sowie die Grundsätze dieser Verhaltensrichtlinie einhalten. Diese Verhaltensrichtlinie basiert u. a. auf den Vorgaben des Lieferkettensorgfaltspflichtgesetz (LkSG), der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen (United Nations Universal Declaration of Human Rights), der UN-Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte (UN Guiding Principles on Business and Human Rights), der Erklärung der internationalen Arbeitsorganisationen über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit (International Labour Standards ILO), sowie den Prinzipien des UN-Global Compact (United Nations Global Compact).
2.1. Gesellschaftliche Verantwortung (Soziale Standards)
Lieferanten müssen in ihren Unternehmen insbesondere Menschenrechte achten und ihre Mitarbeiter fair und respektvoll behandeln. Die umfasst die nachfolgend genannten Grundsätze:
2.1.1. Kinderarbeitsverbot
Lieferanten dürfen keine Kinder zur Arbeit heranziehen. Die Definition von Kinderarbeit orientiert sich an den Kernarbeitsnormen (Nr. 138) der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), sowie den Grundsätzen des UN-Global-Compact. Die Lieferanten sind daher aufgefordert, sich an die Empfehlung der ILO zum Mindestalter für die Beschäftigung von Kindern zu halten. Danach dürfen Kinder nicht vor Erreichen des lokal geltenden schulpflichtigen Alters beschäftigt werden, frühestens mit 15 Jahren. Stellt ein Lieferant fest, dass in seinem Unternehmen ein Kind arbeitet, hat er unverzüglich Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, die im besten Interesse des Kindes liegen und diese entsprechend zu dokumentieren. Die schlimmsten Formen von Kinderarbeit orientieren sich an dem Übereinkommen Nr. 182 (Sklaverei, Kinderhandel, Zwangs- und Pflichtarbeit, Prostitution, etc.) der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) für Kinder unter 18 Jahren, und dürfen wegen ihrer besonderen Schädlichkeit für die Gesundheit, Sicherheit oder Sittlichkeit von Kindern, nicht ausgeübt werden. Die Rechte junger arbeitenden Personen sind somit besonders schützenswert.
2.1.2. Zwangsarbeitsverbot
Die Lieferanten dürfen keine Zwangsarbeit, Schuldknechtschaft und keine Formen der Sklaverei, sklavenähnlichen Praktiken, Leibeigenschaft und keine Herrschaftsunterdrückung im Umfeld des Betriebes, einsetzen. Jede Arbeit muss freiwillig sein und ohne Androhung von Strafe erfolgen. Außerdem darf keine inakzeptable Behandlung der Beschäftigten, wie etwa Bestrafung, psychische Härte oder Zwang, sexuelle und persönliche Belästigung und Erniedrigung stattfinden. Disziplinarische Maßnahmen als Reaktion auf ein vertragswidriges Verhalten, müssen den Beschäftigen unter Bezugnahme auf die konkrete Pflichtverletzung entsprechend transparent dargelegt werden. Jede Form von Sklaverei ist mit den ethischen Grundsätzen der Malteser unvereinbar. Von daher wird von allen Lieferanten und ihren Zulieferern erwartet, dass sie sich gegen jede Form von Sklaverei und Kinderarbeit zur Wehr setzen.
2.1.3. Arbeitnehmerschutz
Die Lieferanten halten die geltenden Arbeits- und Gesundheitsschutzbestimmungen ein und sorgen für ein sicheres und gesundes Arbeitsumfeld, um ihre Mitarbeitenden angemessen vor chemischen, physikalischen und biologischen Gefahren zu schützen. Durch die Anwendung angemessener Sicherheitsstandards werden geeignete Präventionsmaßnahmen zur Minderung von Gesundheits- und Arbeitssicherheitsrisiken, die sich im Zusammenhang mit der Tätigkeit ergeben können, getroffen. Dies umfasst eine regelmäßige Bewertung von Risiken und die Umsetzung von Gefahrenabwehrmaßnahmen. Zusätzlich müssen Lieferanten ihren Mitarbeitenden geeignete persönliche Schutzausrüstung (PSA) zur Verfügung stellen, falls erforderlich, und über Gesundheitsschutz- und Sicherheitsnormen informieren und angemessen und regelmäßig schulen. Übermäßige körperliche oder geistige Ermüdung sind durch geeignete Maßnahmen zu verhindern. Zu den Mindestanforderungen für eine gesunde Arbeitsatmosphäre gehören saubere Sanitäranlagen und der Zugang zu Trinkwasser in ausreichender Menge.
2.1.4. Vergütung und Arbeitszeiten
Die Lieferanten zahlen eine angemessene Vergütung für reguläre Arbeitszeit und Überstunden. Der Lohn muss dem nationalen gesetzlichen Mindestlohn und den geltenden Tarifverträgen entsprechen und im Einklang mit den Standards der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) erfolgen. Die Vergütung soll den Mitarbeitenden einen angemessenen Lebensstandard und insbesondere die Deckung der Kosten des gewöhnlichen Lebensunterhalts ermöglichen. Lohnabzüge als Disziplinarmaßnahme sind unzulässig. Die Lieferanten informieren die Mitarbeitenden klar und detailliert über die Zusammensetzung ihrer Vergütung. Von den Lieferanten wird zudem erwartet, dass sie sich für gleichen Lohn bei gleichwertiger Arbeit einsetzen. Die Lieferanten müssen alle nationalen geltenden Gesetze und verbindliche Standards der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zur Arbeitszeit einhalten, auch hinsichtlich Überstunden, Pausen und bezahltem Erholungsurlaub.
2.1.5. Vereinigungsfreiheit
Die Lieferanten müssen das Recht ihrer Mitarbeitenden, sich frei zu Gewerkschaften zusammenzuschließen oder diesen beizutreten, im Einklang mit dem geltenden Recht des Beschäftigungsortes, respektieren. Dies umfasst auch das Recht eine Arbeitnehmervertretung und einen Betriebsrat zu bilden sowie das Streikrecht und das Recht auf Kollektivverhandlungen. Eine offene Kommunikation mit den Mitarbeitenden in Bezug auf das Beschäftigungsverhältnis wird von den Lieferanten gefördert. Die Mitarbeitenden dürfen aufgrund einer Gründung, eines Beitritts oder einer Mitgliedschaft zu einer Gewerkschaft nicht diskriminiert werden, damit sie ihre Aufgaben ohne Angst vor Einschüchterungen und Vergeltungsmaßnahmen ausüben können. Sollten die genannten Rechte aufgrund lokaler Gesetze eingeschränkt sein, sind von den Lieferanten Alternativen eines autonomen und freien Zusammenschlusses der Mitarbeitenden zum Zwecke von Kollektivverhandlungen zu gewähren.
2.1.6. Diskriminierungsverbot
Die Lieferanten müssen als wesentlichen Grundsatz ihrer Unternehmenspolitik sicherstellen, dass alle Mitarbeitenden gleichbehandelt werden. Jegliche Form von Diskriminierung ist unzulässig und wird nicht toleriert, sofern diese nicht in den Erfordernissen der Beschäftigung begründet ist. Das gilt insbesondere für Ungleichbehandlungen aufgrund von Geschlecht, Hautfarbe, nationaler und ethnischer Abstammung, sozialer Herkunft, Gesundheitsstatus, Behinderung, sexueller Orientierung, Alter, Schwangerschaft, politischer Meinung, Religion oder Weltanschauung und umfasst auch die Zahlung ungleichen Entgelts für gleichwertige Arbeit. Die Persönlichkeitsrechte jedes Mitarbeitenden werden geachtet und respektiert. Die Lieferanten werden bestärkt, ein inkludierendes Arbeitsumfeld zu schaffen und bei der Auswahl der Mitarbeitenden auf Diversität zu achten.
2.1.7. Verbot Sicherheitskräften die Menschenrechte verletzen
Die Beauftragung oder Nutzung von privaten oder öffentlichen Sicherheitskräften zum Schutz des Unternehmens oder eines unternehmerischen Projekts ist unzulässig, wenn bei dessen Einsatz Personen gefoltert, grausam, unmenschlich oder erniedrigend behandelt oder verletzt werden, und/oder dadurch die Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit beeinträchtigt wird.
2.1.8. Meldung von Verstößen
Von den Lieferanten wird erwartet, dass sie allen Mitarbeitenden und Subunternehmern die Möglichkeit einräumen, Hinweise auf mögliche Verstöße gegen Gesetze oder interne Standards, ohne Repressalien fürchten zu müssen, abzugeben.
2.2. Ökologische Verantwortung (Umweltstandards)
Lieferanten müssen in ihren Unternehmen ökologisch verantwortungsbewusst und ressourcenschonend handeln. Dies umfasst die nachfolgend genannten Grundsätze:
2.2.1. Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen
Den Lieferanten ist es untersagt, schädlichen Bodenveränderungen, Gewässer-, und Luftverunreinigungen, schädliche Lärmemission oder einen übermäßigen Wasserverbrauch zu verursachen, wenn dies die natürlichen Grundlagen zum Erhalt und der Produktion von Nahrung erheblich beeinträchtigt, den Zugang von Personen zu einwandfreiem Trinkwasser oder zu Sanitäranlagen verhindert oder die Gesundheit von Personen schädigt. Den Lieferanten ist es ferner untersagt, Land, Wälder und Gewässer, deren Nutzung die natürliche Lebensgrundlage einer Person sichert, widerrechtlich (zwangs) zu räumen und/oder widerrechtlich zu entziehen. Von den Lieferanten wird erwartet, dass sie Verantwortung für die regionalen Örtlichkeiten, in denen sie tätig sind, übernehmen, indem sie auf die jeweiligen Anwohner Rücksicht nehmen und für gesunde und sichere Lebensbedingungen sorgen.
2.2.2. Umgang mit Konfliktmineralien
Die Lieferanten müssen sicherstellen, dass deren Produkte und solche, die an die Malteser geliefert werden, keine Konfliktmineralien (Zinn, Tantal, Wolfram, Gold) enthalten, die in Konfliktregionen und Hochrisikogebieten abgebaut oder gefördert werden. Bei der Beschaffung von Mineralien und Materialien haben sich die Lieferanten daher an die Vorgaben der EU-Konfliktmineralien-Verordnung bzw. an die Leitsätze der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (Organisation for Economic Cooperation and Development, OECD) und die sich daraus ergebenden Due-Diligence-Verpflichtungen zu halten, um Menschenrechtsverletzungen oder ähnlichen negativen Auswirkungen zu unterbinden.
2.2.3. Umgang mit Quecksilber, Chemikalien und Abfall
Die Lieferanten müssen bei dem Umgang mit Quecksilber die Regelungen des Minimata-Übereinkommens vom 10. Oktober 2013 in der aktuellen Fassung beachten. Das bedeutet, dass insbesondere die dort genannten Ausstiegsdaten (Verbote) für die Herstellung, Verwendung, Einfuhr und Ausfuhr von mit Quecksilber versetzten Produkten eingehalten werden müssen.
Die Lieferanten müssen bei dem Umgang mit Chemikalien die Verbote des Stockholmer Übereinkommens über persistente organische Schadstoffe (POPs) vom 23. Mai 2001 in der aktuellen Fassung beachten. Das bedeutet, dass insbesondere Chemikalien oder andere Schadstoffe, die bei ihrem Austreten eine Gefahr darstellen, so behandelt werden müssen, dass die menschliche Gesundheit und die Umwelt geschützt und nicht gefährdet werden. Dazu zählen eine umweltgerechte sichere Handhabung, Beförderung, Lagerung und Entsorgung von Abfällen.
Die Lieferanten müssen bei der Ausfuhr gefährlicher Abfälle die Verbote des Basler Übereinkommens über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung vom 22. März 1989 in der aktuellen Fassung beachten. Das bedeutet, dass insbesondere die dort genannten Ein- und Ausfuhrbestimmungen für risikobehaftete Abfälle eingehalten werden müssen.
2.2.4. Ressourcen- und Klimaschutz
Die Lieferanten müssen natürliche Ressourcen (z. B. Wasser, Energie, Rohstoffe) während des gesamten Produktionsprozesses sparsam verwenden. Dazu gehört eine funktionierende Kreislaufwirtschaft, wie etwa Materialreduzierung, Wiederverwendung, Wiedervermarktung, Wiederaufarbeitung und Recycling. Die Lieferanten sollen sich für die Entwicklung und den Einsatz umwelt- und klimafreundlicher Produkte, Verfahren und Technologien engagieren und sich dabei an den Grundsätzen der EMAS-Verordnung (EG-ÖKO Audit Verordnung) und dem Standard der ISO 14001:2015 (internationale Umweltmanagementnorm) orientieren. Die Lieferanten müssen fortlaufend ökologische Verbesserungen sicherstellen und bei Bedarf nachweisen. Dies beinhaltet u.a. die Reduzierung von (Lärm-) Emissionen in der Atmosphäre, die Reduzierung des Rohstoff- und Energieverbrauchs und die Reduzierung von Abwässern, mithilfe klarer Vorgaben und Konzepten.
2.3. Ethisches Geschäftsverhalten (Governance Standards)
Lieferanten müssen ethisch und integer handeln, um so die soziale Verantwortung wahrzunehmen. Dies umfasst die nachfolgend genannten Grundsätze:
2.3.1. Korruption und Bestechung
Die Lieferanten müssen jegliche Formen von Korruption, Bestechung, Erpressung und Unterschlagung verbieten und legen bei allen geschäftlichen Aktivitäten höchste Integritätsstandards zugrunde. Es wird von den Lieferanten „Null-Toleranz“ gegenüber Korruption erwartet und dass sie sich verpflichten, sämtliche geltende nationale und internationale Antikorruptionsgesetze und Branchenstandards zur Korruptionsbekämpfung einzuhalten. Insbesondere dürfen Lieferanten im Geschäftsverkehr mit Geschäftspartnern oder Amtsträgern keine Gelder oder sonstigen Vorteile anbieten, gewähren oder akzeptieren, um eine Bevorzugung oder eine günstige Entscheidung im privatwirtschaftlichen oder öffentlichen Sektor herbeizuführen. Dies gilt auch für sog. „facilitation payments“, bei denen kleine Zahlungen an Amtsträger mit dem Ziel geleistet werden, die Durchführung einer routinemäßigen Amtshandlung zu beschleunigen oder zu erleichtern.
2.3.2. Geschenke und Bewirtungen
Die Lieferanten müssen sicherstellen, dass Geschenke oder Bewirtungen nicht dazu dienen, eine Geschäftsbeziehung in unlauterer Weise zu beeinflussen. Sie sind nur zulässig, wenn es sich dabei nicht um Bargeld handelt, wenn sie den Gepflogenheiten entsprechen, von unbedeutendem finanziellem Wert sind und nicht gegen geltende Gesetze oder Regelungen verstoßen.
2.3.3. Geldwäsche
Die Lieferanten müssen alle geltenden nationalen und internationalen gesetzlichen Regelungen zur Bekämpfung von Geldwäsche einhalten und alle Maßnahmen ergreifen, um Geldwäsche in ihrem Einflussbereich zu verhindern.
2.3.4. Fairer Wettbewerb
Die Lieferanten müssen sich im Wettbewerb fair verhalten und ihre Geschäfte in Einklang mit den geltenden Kartellgesetzen führen.
2.3.5. Datenschutz und Informationssicherheit
Die Lieferanten müssen bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten die geltenden nationalen und internationalen Datenschutzgesetze beachten und über geeignete Organisationsstrukturen verfügen, um die Vertraulichkeit, die Integrität und die Verfügbarkeit (Schutzziele) von personenbezogenen Daten und Informationen sicherzustellen. Von allen Lieferanten wird erwartet, dass sie die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz personenbezogener Daten und Informationen ergreifen und diese im Bedarfsfall nachweisen können.
Der Lieferant hat insbesondere die Einhaltung der Schutzziele zu kontrollieren, dafür ausreichend personelle, organisatorische und finanziellen Mittel bereitzustellen und Risiken durch angemessene Maßnahmen auf ein akzeptierbares Maß zu reduzieren.
2.3.6. Geschäftsgeheimnisse
Die Lieferanten müssen vertrauliche Informationen angemessen verwalten und gegen unbefugten Zugriff und die unbefugte Nutzung schützen. Die Lieferanten verpflichten ihre Mitarbeitenden, Geschäftsgeheimnisse zu wahren. Vertrauliche Informationen sowie vertrauliche Unterlagen dürfen nicht an Dritte weitergegeben oder in sonstiger Weise zugänglich gemacht werden.
2.3.7. Geistiges Eigentum
Die Lieferanten müssen sicherstellen, dass Rechte am geistigen Eigentum (bspw. gewerbliche Schutzrechte, Urheber- und verwandte Schutzrechte) der eigenen Mitarbeitenden und der Geschäftspartner respektiert und im erforderlichen Umfang geschützt werden.
2.3.8. Handelsbestimmungen
Die Lieferanten müssen die für ihr Geschäft geltenden nationalen und internationalen Import- und Exportkontrollgesetze sowie Handels- und Zollgesetze einhalten und den Zoll- und anderen Behörden im Bedarfsfall entsprechende Informationen zur Verfügung stellen.
2.3.9. Interessenkonflikte
Die Lieferanten (hierzu zählen auch Dienstleister wie Rechtsanwälte) stellen sicher, dass ein Interessenskonflikt zwischen ihnen und den Maltesern nicht entsteht. Ein Interessenskonflikt liegt vor, wenn ein Lieferant/Dienstleister zwei Mandanten in derselben Angelegenheit/Rechtssache im widerstreitenden Interesse berät oder vertritt. Ebenso liegt ein Interessenskonflikt vor, wenn ein Lieferant einen Malteser-Mitarbeitenden beschäftigt. Die Lieferanten/Dienstleister informieren die Malteser unverzüglich, falls ein Interessenkonflikt offenkundig wird. Das gilt auch für den Fall, dass ein Malteser-Mitarbeitender in einer anderen Art und Weise als einem Beschäftigungsverhältnis, mit den Lieferanten in Beziehung steht.
2.3.10. Gesetzeskonformes Verhalten
Die Lieferanten müssen alle nationalen, internationalen und lokalen Gesetze und Standards identifizieren und einhalten. Zudem müssen die Lieferanten alle erforderlichen Genehmigungen, Zertifikate und Lizenzen einholen und stets aktuell halten.
2.3.11. Risikomanagement
Die Lieferanten müssen über Verfahren verfügen, um Risiken in allen von diesem Dokument betrachteten Bereichen festzustellen und zu managen.
2.3.12. Schulungen
Die Lieferanten müssen ihren Führungskräften und Mitarbeitenden ein Verständnis der Grundsätze dieser Verhaltensrichtlinie sowie der anwendbaren gesetzlichen Vorschriften und anerkannten Standards vermitteln, z. B. über Schulungsprogramme.
2.3.13. Kommunikation
Die Lieferanten müssen die in dieser Verhaltensrichtlinie genannten Grundsätze auch in ihrer eigenen Lieferkette umsetzen. Von Lieferanten wird daher erwartet, dass sie die Grundsätze dieser Verhaltensrichtlinie an ihre Mitarbeitenden, Subunternehmen und (weiteren) Lieferanten weitergeben und adressieren.
3. Erwartungen an die Lieferanten
Die Malteser erwarten von allen Lieferanten, dass sie Risiken innerhalb ihrer Lieferkette identifizieren und entsprechende Maßnahmen zwecks Vorbeugung, Minimierung bzw. Beendigung von Risiken in all ihre maßgeblichen Geschäftsabläufe verankern. In diesem Zusammenhang haben die Lieferanten die Malteser zeitnah und regelmäßig über identifizierte Verstöße und Risiken und über die ergriffenen Präventions- und Abhilfemaßnahmen zu informieren. Die Malteser können die in dieser Verhaltensrichtlinie genannten Standards und Regelungen bei den Lieferanten mithilfe
· einer Selbstauskunft, z. B. in Form eines Fragebogens,
· durch Vorlage entsprechender Zertifikate,
· sowie ggf. durch entsprechende Audits und Besuchen vor Ort, überprüfen.
Die Lieferanten erklären sich damit einverstanden, dass die Malteser oder ein im Einzelfall benannter Prüfer die genannten Audits anlassbezogen und/oder einmal jährlich nach angemessener Vorankündigung an den Betriebsstätten des Lieferanten zu den üblichen Geschäftszeiten durchführen können. Die Malteser haben das Recht, sich im Rahmen des Audits durch Stichprobenkontrollen von der Einhaltung der Richtlinie durch den Lieferanten zu überzeugen. Der Lieferant verpflichtet sich, den Maltesern auf Anforderung die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die entsprechenden Audits werden dann gesetzeskonform und insbesondere unter Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforderungen durchgeführt.
Sollten die Malteser eine Verletzung gegen die Inhalte dieser Verhaltensrichtlinie bei einem Lieferanten feststellen, werden sie diesen auffordern, sein Verhalten innerhalb einer angemessenen Frist regelkonform anzupassen und entsprechende Abhilfemaßnahmen einzuleiten. Sollte der Verstoß so beschaffen sein, dass die Verletzung nicht in absehbarer Zeit beendet werden kann, so hat dies der Lieferant unverzüglich anzuzeigen und gemeinsam mit den Maltesern ein Konzept zur Beendigung bzw. Minimierung der Verletzung zu erstellen und umzusetzen.
Wenn die Umsetzung der im Konzept erarbeiteten Maßnahmen nach Ablauf der im Konzept festgelegten Frist keine Abhilfe bewirkt, die Verletzung einer geschützten Rechtsposition oder einer umweltbezogenen Pflicht als sehr schwerwiegend bewertet wird und keine anderen milderen Mittel zur Verfügung stehen und insbesondere eine Erhöhung des Einflussvermögens auf den Lieferanten nicht aussichtsreich erscheint, können die Malteser als Ultima Ratio die Geschäftsbeziehung, einschließlich aller zugehörigen Lieferverträge, mit dem Lieferanten abbrechen bzw. kündigen.
4. Glossar
United Nations Universal Declaration of Human Rights
Die allgemeine Erklärung der Menschenrechte oder kurz AEMR ist eine rechtlich nicht bindende Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen zu den Menschenrechten. Sie wurde am 10. Dezember 1948 im Palais de Chaillot in Paris verkündet.
United Nations Universal Declaration of Human Rights
Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, UN Guiding Principles on Business and Human Rights, wurden 2011 vom UN-Menschenrechtsrat verabschiedet. Sie stellen ein globales Instrument zur Behebung und Verhütung von Menschenrechtsverletzungen in Wirtschaftszusammenhängen dar.
International Labour Standards (ILO)
Die ILO ist eine UN-Behörde, die Regierungen, Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus 187 Mitgliedsstaaten zusammenbringt, um Arbeitsnormen festzulegen, Strategien und Programme zur Förderung menschenwürdiger Arbeit für alle Frauen und Männer zu entwickeln.
United Nations Global Compact (UNGC)
Der Global Compact der Vereinten Nationen ist eine strategische Initiative, die globale Unternehmen unterstützt, die sich zu verantwortungsvollen Geschäftspraktiken in den Bereichen Menschenrechte, Arbeit, Umwelt und Korruption bekennen. Auch bekannt als „Die zehn Grundsätze des UN Global Compact“
Lieferanten
Lieferanten sind alle externen Unternehmen, die von den Maltesern mit der Lieferung von Waren und/oder Erbringung von Dienstleistungen beauftragt sind, sowie die Vertreter oder Unterauftragnehmer dieser Unternehmen.
Konfliktmineralien
Als Konfliktmineralien werden Bodenschätze und andere natürliche Ressourcen, die in Konflikt- oder Hochrisikogebieten abgebaut oder gefördert werden, bezeichnet. Der Begriff „Konfliktmineralien“ umfasst vier chemische Elemente: Zinn, Tantal, Wolfram und Gold. Nach ihren englischsprachigen Initialen werden sie häufig auch als „3TG“ bezeichnet.
EU-Konfliktmineralien-Verordnung
Seit dem 1. Januar 2021 ist die EU-Verordnung über Konfliktmineralien in Kraft. Für EU-Importeure sogenannter Konfliktmineralien - Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erze und Gold (3TG) werden damit weitgehende Sorgfalts- bzw. Prüfpflichten entlang der Lieferkette verbindlich. Sie sollen die Finanzierung von Gewalt und Menschenrechtsverletzungen in Konflikt- oder Hochrisikogebieten eindämmen. Die Verordnung sieht vor, dass europäische Importeure von 3TG ein Risikomanagement beim Rohstoffeinkauf in Kraft haben müssen und dieses durch ein 3rd Party Audit überprüft wird. In Deutschland wird die Überprüfung von der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) durchgeführt. Die EU-Verordnung orientiert sich dabei an den Due-Diligence-Richtlinien der OECD.
Minimata-Übereinkommen
Das globale Minamata-Übereinkommen ist ein völkerrechtlicher Vertrag aus dem Jahr 2013, mit dem die Emissionen und Freisetzungen von Quecksilber eingedämmt werden sollen. Damit wird das Ziel verfolgt, die menschliche Gesundheit und die Umwelt vor Emissionen und der Freisetzungen von Quecksilber und Quecksilberverbindungen in der Luft, im Wasser und den Böden zu schützen. Das Übereinkommen wurde am 10. Oktober von vielen Staaten, auch von Deutschland, sowie der EU unterzeichnet und ist am im August 2017 in Kraft getreten. Seit dem 1. Januar 2018 wird das Übereinkommen durch die Quecksilber-Verordnung 2017/852 der Europäischen Union umgesetzt.
Stockholmer Übereinkommen
Das Stockholmer Übereinkommen über persistente organische Schadstoffe, ist eine Übereinkunft über völkerrechtlich bindende Verbots- und Beschränkungsmaßnahmen für bestimmte langlebige organische Schadstoffe. Persistente organische Schadstoffe – sog. POP (engl. Persistent Organic Pollutants) – sind organische Chemikalien, die sich durch ihre Langlebigkeit (Persistenz) auszeichnen, sich in Organismen und damit der Nahrungskette anreichern und schädliche Wirkungen auf den Organismus von Mensch und Tier zeigen.
Basler Übereinkommen
Das Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung vom 22. März 1989, ist ein internationales Umweltabkommen, das die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung (mit Anlagen) regelt.
EMAS-Verordnung
Das Eco-Management and Audit Scheme (EMAS), bzw. EU-Öko-Audit, wurde von der Europäischen Union entwickelt und ist ein Gemeinschaftssystem aus Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung für Organisationen, die ihre Umweltleistung verbessern wollen. Art 1 der EMAS Verordnung verfolgt das Ziel, kontinuierliche Verbesserungen der Umweltleistung von Organisationen zu fördern, indem die Organisationen Umweltmanagementsysteme errichten und anwenden, die Leistung dieser Systeme einer systematischen, objektiven und regelmäßigen Bewertung unterzogen wird, Informationen über die Umweltleistung vorgelegt werden, ein offener Dialog mit der Öffentlichkeit und anderen interessierten Kreisen geführt wird und die Arbeitnehmer der Organisationen aktiv beteiligt werden und eine angemessene Schulung erhalten.
ISO 14001 2015
Die ISO 14001 ist der weltweit akzeptierte und angewendete Standard für Umweltmanagementsysteme. Die Norm wurde 1996 von der Internationalen Organisation für Normung veröffentlicht und zuletzt im Jahr 2015 novelliert.
Zertifizierung
Freiwillige, meist durch externe Unternehmen überprüfte, Richtlinien und Standards zu ökologischen, sozialen, ethischen und sicherheitsbezogenen Aspekten, anhand derer Unternehmen ihre eigene Nachhaltigkeit oder die Nachhaltigkeit ihrer Produkte in bestimmten Bereichen nachweisen.
Mir/uns ist bekannt, dass der Auftraggeber bei einem Verstoß gegen diese Verpflichtung berechtigt ist, den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen und dass weitergehende Rechte unberührt bleiben.





[bookmark: _Toc225758673][bookmark: _Toc234936779]Ausschlussgründe
[bookmark: _Toc225758674][bookmark: _Toc234936780]Erklärung zu zwingenden Ausschlussgründen
	Zu diesem Beschaffungsverfahren wird im Hinblick auf zwingende Ausschlussgründe i. S. v. § 123 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) folgende Erklärung abgegeben:

	Erklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft
Nach Kenntnisnahme der nachstehenden Ausführungen erkläre ich*) / erklären wir*), dass wegen einer der in § 123 Abs. 1 Nummern 1 bis 10 GWB aufgeführten Straftaten keine Person, deren Verhalten nach § 123 Abs. 3 GWB dem bietenden/bewerbenden Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt und gegen das bietende/bewerbende Unternehmen keine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) rechtskräftig festgesetzt worden ist.
[bookmark: _Int_yW3nOPjC]Nach Kenntnisnahme der nachstehenden Ausführungen erkläre ich*) / erklären wir*) des Weiteren, dass das bietende/bewerbende Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen ist und dass es demzufolge keine diesbezügliche rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung gibt.
Mir ist bekannt, dass ich/wir gem. § 124 Abs. 1 Nr. 8 GWB von der Teilnahme am Vergabeverfahren ausgeschlossen werden kann/können, wenn in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungsnachweise eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten oder die erforderlichen Nachweise nicht übermittelt werden.
*) auch im Hinblick auf evtl. eingesetzte Unterauftragnehmer (Subunternehmer) / Freie Mitarbeiter und sog. Unterunterauftragnehmer



	§ 123 GWB – Zwingende Ausschlussgründe (Auszug)
(1)	Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:
1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen öffentliche Haushalte richtet (vgl. § 31 Abs. 2 UVgO),
5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen einen öffentlichen Haushalt richtet (vgl. § 31 Abs. 2 UVgO),
6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
10. den §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des Strafgesetzbuchs (Förderung des Menschenhandels).
(2)	Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.
(3)	Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.
(4)	Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn
1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder
2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können.
Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat.



	§ 125 GWB – Selbstreinigung (Auszug)
(1)	Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen, bei dem ein Ausschlussgrund nach § 123 oder § 124 vorliegt, nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren aus, wenn das Unternehmen nachgewiesen hat, dass es
1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat,
2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat, und
3. konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
§ 123 Absatz 4 Satz 2 bleibt unberührt.




[bookmark: _Toc225758675][bookmark: _Toc234936781]Erklärung zu fakultativen Ausschlussgründen
	Zu diesem Beschaffungsverfahren wird im Hinblick auf fakultative Ausschlussgründe i. S. v. § 124 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) folgende Erklärung abgegeben:

	Erklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft
Nach Kenntnisnahme der nachstehenden Ausführungen erkläre ich*) / erklären wir*), dass im Hinblick auf das bietende/bewerbende Unternehmen keiner der in § 124 Abs. 1 Nummern 1 bis 9, Abs. 2 GWB aufgeführten (fakultativen) Ausschlussgründe vorliegt.
Mir ist bekannt, dass ich/wir gem. § 124 Abs. 1 Nr. 8 GWB von der Teilnahme am Vergabeverfahren ausgeschlossen werden kann/können, wenn in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungsnachweise eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten oder die erforderlichen Nachweise nicht übermittelt werden.
*) auch im Hinblick auf evtl. eingesetzte Unterauftragnehmer (Subunternehmer) / Freie Mitarbeiter und sog. Unterunterauftragnehmer



	§ 124 GWB – Fakultative Ausschlussgründe
(1)	Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn
1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 (GWB) ist entsprechend anzuwenden (vgl. dazu Erläuterungen am Ende dieses Vordrucks),
4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder
9. das Unternehmen
a)	versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
b)	versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder
c)	fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.
(2)	§ 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes und § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes bleiben unberührt.
Hinweise zu Absatz 2:
Die in Absatz 2 genannten spezialgesetzlichen Vorschriften enthalten besondere Regelungen zum Ausschluss von Unternehmen von Vergabeverfahren. Danach können bzw. sollen Unternehmen von der Teilnahme an Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, wenn sie z. B. gegen Vorgaben des Mindestlohngesetzes verstoßen haben und deswegen mit einer bestimmten Geldbuße belegt wurden.
Ob derartige Verstöße vorliegen, die zu einem Ausschluss führen können/sollen, erfährt der öffentliche Auftraggeber i. d. R. durch eine entsprechende Auskunft aus dem Gewerbezentralregister.



	§ 125 GWB – Selbstreinigung (Auszug)
(1)	Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen, bei dem ein Ausschlussgrund nach § 123 oder § 124 vorliegt, nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren aus, wenn das Unternehmen nachgewiesen hat, dass es
1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat,
2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat, und
3. konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
§ 123 Absatz 4 Satz 2 bleibt unberührt.




[bookmark: _Toc225758676][bookmark: _Toc234936782]Einverständnis mit der Einholung eines Auszugs aus dem Gewerbezentralregister, Wettbewerbsregister sowie sonstiger Register
	Mit dem textförmigen Abschluss der Erklärung B.7 bestätigt das Unternehmen den Erhalt der nachfolgenden Informationen und erklärt das Unternehmen zudem, was folgt:

	Eigenerklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft
Der Auftraggeber kann für Bieter, die den Zuschlag erhalten sollen, und von Unternehmen, die Mitglied der Bietergemeinschaft sind bzw. die der Bieter als Unterauftragnehmer bzw. Eignungsleihgeber bestimmt, zur Bestätigung der Erklärungen unter Teil II.A bis II.C einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister beim Bundesamt für Justiz und einen Auszug aus dem Wettbewerbsregister bei der registerführenden Stelle anfordern. Die Registerabfrage erfolgt auch zur Überprüfung gemäß § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98 c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes, § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes und § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes. Auch an den Zoll können Anfragen zur Überprüfung der Zuverlässigkeit gerichtet werden können. Ggf. ist zudem nach Landesrecht oder nach dem Recht eines ausländischen Staats eine Abfrage anderer, gleichwertiger Register geboten.
Das Unternehmen ist hiermit einverstanden. Es wird zudem eventuell erforderliche zusätzliche Angaben der Vergabestelle auf entsprechende Anforderung unverzüglich zuleiten. Auch wird es unverzüglich darüber informieren, falls sich die in dieser Eigenerklärung genannten Umstände nach der Abgabe des Angebots ändern sollten. Unterauftragnehmer oder Eignungsleihgeber, bei denen Ausschlussgründe verwirklicht sind, wird es auf die Aufforderung des Auftraggebers hin vor dem Zuschlag auswechseln und dies dem Auftraggeber nachweisen.




[bookmark: _Toc225758677][bookmark: _Toc234936783]Eignungskriterien
[bookmark: _Toc225758678][bookmark: _Toc234936784]Erklärung zur Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung
Die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung (Fachkunde) ist in diesem Vergabeverfahren durch folgende Eintragungen/Auszüge/Bescheinigungen nachzuweisen:
	Eigenerklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft über das Bestehen einer Eintragung im Handelsregister oder einem gleichwertigen Register
☐ Es besteht eine Eintragung im Handelsregister oder einem gleichwertigen Register
[bookmark: Text28]☐ Es besteht keine Eintragungspflicht, Begründung:      




[bookmark: _Toc225758679][bookmark: _Toc234936785]Erklärung zur wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit
Die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit ist in diesem Beschaffungsverfahren durch folgende Anforderungen/Angaben/Unterlagen sicherzustellen:
	Eigenerklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft zum Umsatz
Der Bieter bzw. die Bietergemeinschaft erklärt, dass er/sie in den Geschäftsjahren 2023, 2024 und 2025 durchschnittlich mindestens 260.000 Euro netto erwirtschaftet hat. Sollte noch kein Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2025 vorliegen, ist dies kenntlich zu machen und es sind stattdessen die Zahlen 2022, 2023 und 2024 anzugeben.
Hinweis: Es sind die Umsatzerlöse i. S. d. § 277 Abs. 1 HGB anzugeben.
Die Berechnung erfolgt durch die Vergabestelle. Der Durchschnitt errechnet sich durch Addition der Jahresprozentsätze aus den jeweiligen Jahren und anschließende Division der Summe durch 3.
Der Gesamtumsatz meines/unseres Unternehmens betrug im Jahr
[bookmark: Text29]2023	      Euro netto
[bookmark: Text30]2024	      Euro netto
[bookmark: Text31]2025	      Euro netto



	Eigenerklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft über das Bestehen einer Berufs- bzw. Betriebshaftpflichtversicherung
Der Bieter bzw. die Bietergemeinschaft verpflichtet sich dazu, im Falle der Erteilung des Zuschlages eine Haftpflichtversicherung abzuschließen und einen entsprechenden Nachweis noch vor Zuschlagserteilung auf gesonderte Anforderung der Vergabestelle einzureichen. Versicherte Tätigkeiten müssen die unter diesem Rahmenvertrag zu erbringenden Kerntätigkeiten sein. Folgende Versicherungssummen müssen je Versicherungsjahr mindestens vereinbart sein:
Für Personenschäden	mindestens 1.000.000,00 EUR
Für Sach- und Vermögensschäden	mindestens 500.000,00 EUR




[bookmark: _Toc225758680][bookmark: _Toc234936786]Erklärung zur technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit
Die Anforderungen an die technische und berufliche Leistungsfähigkeit ergeben sich aus dem Dokument B.1_Eignungskriterien und Erläuterungen. Die Referenzen sind mit den nachstehenden Formularen anzugeben und durch die Unterschrift am Ende dieses Dokuments zu bestätigen.



	[bookmark: _Hlk155568337]Laufende Nr. der Referenz:
	1

	Angaben zum Unternehmen, welches die Leistung erbracht hat (Referenznehmer):

	Firmenbezeichnung einschließlich Rechtsformzusatz
	[bookmark: Text13]     

	Straße, Hausnummer, PLZ, Ort
	     

	Vor- und Nachname der verantwortlichen Person während der Leistungserbringung
	     

	Angaben zum Auftraggeber (Referenzgeber):

	Name des Auftraggebers nebst Rechtsformzusatz
	     

	Straße, Hausnummer, PLZ, Ort
	     

	Angaben zum Auftrag (Referenzauftrag):

	Genaue Beschreibung der erbrachten Leistung
Hinweis:
Reicht der vorgegebene Platz nicht aus, ist eine selbst zu erstellende Anlage zu verwenden. Die Anlage muss dieser Referenz zweifelsfrei und eindeutig zugeordnet werden und darf nicht mehr als 2 DIN A4-Seiten umfassen.
	     

	Zeitraum der Leistungserbringung
Hinweis:
Die prägenden Teile der Leistung dürfen nicht vor dem 1. Januar 2024 erbracht worden sein.
	[bookmark: Text15]von	     
[bookmark: Text16]bis	     
[bookmark: Text17]voraussichtlich bis	     

	Wert der erbrachten Leistung (vom Referenzgeber bezahlter Preis über die gesamte Dauer der Leistungserbringung)
	[bookmark: Text14]      € brutto

	Die Referenz hatte eine Leistung zum Gegenstand, die Analyse von Daten-, Informations- oder Systemlandschaften als auch die Erhebung von Anforderungen mittels Beteiligungsformaten (z. B. Interviews, Workshops, Befragungen) umfasste.
	☐ ja
☐ nein

	Die Referenz umfasst folgende Umfänge:
	☐	einen Umfang von mindestens 75 Personentagen


	Der Auftraggeber erfüllt folgende Mindestanforderungen:
	☐	eine Organisation mit mindestens 1.000 Beschäftigten erbracht, die durch mehrere Organisationsebenen, vielfältige Aufgabenfelder oder eine heterogene bzw. föderale Struktur geprägt ist





	Laufende Nr. der Referenz:
	2

	Angaben zum Unternehmen, welches die Leistung erbracht hat (Referenznehmer):

	Firmenbezeichnung einschließlich Rechtsformzusatz
	     

	Straße, Hausnummer, PLZ, Ort
	     

	Vor- und Nachname der verantwortlichen Person während der Leistungserbringung
	     

	Angaben zum Auftraggeber (Referenzgeber):

	Name des Auftraggebers nebst Rechtsformzusatz
	     

	Straße, Hausnummer, PLZ, Ort
	     

	Angaben zum Auftrag (Referenzauftrag):

	Genaue Beschreibung der erbrachten Leistung
Hinweis:
Reicht der vorgegebene Platz nicht aus, ist eine selbst zu erstellende Anlage zu verwenden. Die Anlage muss dieser Referenz zweifelsfrei und eindeutig zugeordnet werden und darf nicht mehr als 2 DIN A4-Seiten umfassen.
	     

	Zeitraum der Leistungserbringung
Hinweis:
Die prägenden Teile der Leistung dürfen nicht vor dem 1. Januar 2024 erbracht worden sein.
	von	     
bis	     
voraussichtlich bis	     

	Wert der erbrachten Leistung (vom Referenzgeber bezahlter Preis über die gesamte Dauer der Leistungserbringung)
	      € brutto

	Die Referenz hatte eine Leistung zum Gegenstand, die Analyse von Daten-, Informations- oder Systemlandschaften als auch die Erhebung von Anforderungen mittels Beteiligungsformaten (z. B. Interviews, Workshops, Befragungen) umfasste.
	☐ ja
☐ nein

	Die Referenz umfasst folgende Umfänge:
	☐	einen Umfang von mindestens 75 Personentagen


	Der Auftraggeber erfüllt folgende Mindestanforderungen:
	☐	eine Organisation mit mindestens 1.000 Beschäftigten erbracht, die durch mehrere Organisationsebenen, vielfältige Aufgabenfelder oder eine heterogene bzw. föderale Struktur geprägt ist




[bookmark: _Hlk170424889]

[bookmark: _Toc225758681][bookmark: _Toc234936787]Eigenerklärung zum Sicherheitsmanagement und zu technischen und organisatorischen Maßnahmen
	[bookmark: _Hlk155568313]Mit dem textförmigen Erklärungsabschluss erklärt das Unternehmen, die im Folgenden aufgeführten technischen und organisatorischen Maßnahmen ergreift, dokumentiert und für die Vertragsdauer aufrechterhält.

	Eigenerklärung des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft
1.	Vertraulichkeit (Art. 32 Abs. 1 lit. b) DS-GVO)
1.1	Zutrittskontrolle
Unbefugten wird der Zutritt zu den vom Auftragnehmer zwecks Erbringung der Verarbeitung genutzten technischen Einrichtungen verwehrt.
1.2	Zugangskontrolle
Es wird verhindert, dass die zur Erbringung der beschriebenen Leistungen notwendigen Einrichtungen (Hardware, Betriebssysteme, Software) von Unbefugten genutzt werden können.
1.3	Zugriffskontrolle
Es wird sichergestellt, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Berechtigten ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen können, und dass personenbezogene Daten bei der Verarbeitung, Nutzung und nach der Speicherung nicht unbefugt gelesen, kopiert oder verändert werden können.
1.4	Weitergabekontrolle
Es wird dafür gesorgt, dass personenbezogene Daten bei der elektronischen Übertragung oder während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können, und dass überprüft und festgestellt werden kann, an welchen Stellen die Übermittlung personenbezogener Daten durch Einrichtungen zur Datenübertragung vorgesehen ist.
1.5	Trennungskontrolle
Es wird sichergestellt, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene Daten getrennt verarbeitet werden können.
1.6	Pseudonymisierung
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt in einer Weise, dass die Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher Informationen nicht mehr einer spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden können, sofern diese zusätzlichen Informationen gesondert aufbewahrt werden und entsprechenden technischen und organisatorischen Maßnahmen unterliegen.
1.7	Verschlüsselung
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt in einer Weise, die eine unbeabsichtigte oder unrechtmäßige oder unbefugte Offenlegung dieser verhindert. Hierzu dienen dem Stand der Technik entsprechende und als sicher geltende Verschlüsselungsmechanismen.
2.	Integrität (Art. 32 Abs. 1 lit. b) DS-GVO)
2.1	Eingabekontrolle
Es kann nachträglich geprüft und festgestellt werden, ob und von wem personenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme eingegeben, verändert oder entfernt worden sind. 
2.2	Weitergabekontrolle
Die Maßnahmen zur Weitergabekontrolle gem. 1.4 dienen auch der Sicherstellung der Integrität.
3.	Verfügbarkeit und Belastbarkeit (Art. 32 Abs. 1 lit. b) DS-GVO)
3.1	Verfügbarkeitskontrolle
Es wird dafür Sorge getragen, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung oder Verlust geschützt sind.
3.2	Rasche Wiederherstellbarkeit
Es werden Maßnahmen getroffen, um Verfügbarkeit der personenbezogenen Daten und den Zugang zu ihnen bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederherzustellen.
4.	Weitere Maßnahmenbereiche
4.1	Auftragskontrolle
Es wird dafür gesorgt, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden können.
4.2	Datenschutz-Managementsystem
Es ist ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung des Datenschutzes und der Wirksamkeit der festgelegten technischen und organisatorischen Maßnahmen implementiert.




[bookmark: _Toc225758682][bookmark: _Toc234936788]Anforderung von Bestätigungen und Nachweisen
	[bookmark: _Hlk155568287]Hinweise
Falls das Angebot in die engere Wahl kommt, behält sich der Auftraggeber vor, Eignungsnachweise zu fordern. Dies können insbesondere – nicht abschließend! – folgende Nachweise oder, z. B. bei ausländischem Sitz, hierzu gleichwertige Nachweise sein:
•	eine Bestätigung eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/Steuerberaters oder entsprechend testierte Jahresabschlüsse oder entsprechend testierte Gewinn- und Verlustrechnungen,
•	für die angegebene Referenz eine Referenzbescheinigung,
•	Bestätigung eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/Steuerberaters betreffend die Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte gegliedert nach Lohngruppen mit extra ausgewiesenem Leitungspersonal angeben,
•	Gewerbeanmeldung, Handelsregisterauszug, Eintragung in ein Berufsregister über eine berufsständische Kammer oder bei der Industrie- und Handelskammer,
•	eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse, soweit mein/unser Betrieb beitragspflichtig ist; nicht älter als sechs Monate,
•	eine Unbedenklichkeitsbescheinigung bzw. Bescheinigung in Steuersachen des Finanzamtes, soweit das Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt; nicht älter als 6 Monate,
•	eine qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des für mich zuständigen Versicherungsträgers mit Angabe der Lohnsummen; nicht älter als sechs Monate.

	Dem Unternehmen ist bekannt – und das Unternehmen ist einverstanden damit –, dass die von der Vergabestelle geforderten Bestätigungen/Nachweise zu den Eigenerklärungen innerhalb der gesetzten angemessenen Frist vorgelegt werden müssen und das Angebot ausgeschlossen wird, wenn die Unterlagen nicht vollständig innerhalb dieser Frist vorgelegt werden.




[bookmark: _Toc225758683][bookmark: _Toc234936789]Abschlusserklärungen
[bookmark: _Toc225758684][bookmark: _Toc234936790]Bieter bzw. vertretungsberechtigtes Mitglied der Bietergemeinschaft
	Die natürliche/n Person/en, welche die hiesige Erklärung in Textform für den Bieter bzw. das vertretungsberechtigte Mitglied der Bietergemeinschaft abschließt bzw. abschließen (im Folgenden: die Erklärenden), erklären förmlich, dass
· die von ihnen in den Teilen I bis V angegebenen Informationen vollständig und richtig sind und
· sie sich der Konsequenzen einer schwerwiegenden Täuschung, eines Zurückhaltens von Auskünften und der fahrlässigen oder vorsätzlichen Irreführung bewusst sind.
Die Erklärenden erklären weiterhin förmlich, dass sie in der Lage sind, auf das Verlangen des Auftraggebers hin unverzüglich Bescheinigungen und andere Nachweise beizubringen, wenn diese vom Auftraggeber angefordert werden.
Die Erklärenden erklären schließlich förmlich, dass sie die vorstehend geforderten Einverständniserklärungen hiermit erteilen.
Der textförmige Erklärungsabschluss erfolgt nachstehend:
	[bookmark: Text32]     

	Vor- und Nachname des/der Erklärenden

	[bookmark: Text33]     

	Angabe des Vertretungsverhältnisses für den Bieter bzw. für das vertretungsberechtigte Mitglied der Bietergemeinschaft (z. B. „Organschaft“ bei Geschäftsführerstellung; „Vollmacht“ bei rechtsgeschäftlicher Vertretung; „Inhaberschaft, keine Vertretung“, wenn der Bieter eine natürliche Person ist und die Erklärung selbst abgibt)

	[bookmark: Text34]     

	Firma des Bieters bzw. des vertretungsberechtigten Mitglieds der Bietergemeinschaft (einschließlich Rechtsformzusatz)

	[bookmark: Text35]     

	Nur bei Angebot einer Bietergemeinschaft: Firma der Bietergemeinschaft (einschließlich Rechtsformzusatz) oder Nennung aller Mitglieder der Bietergemeinschaft (jeweils einschließlich Rechtsformzusatz)







[bookmark: _Toc225758685][bookmark: _Toc234936791]einfaches Mitglied der Bietergemeinschaft
	Die natürliche/n Person/en, welche die hiesige Erklärung in Textform für das einfache (nicht-vertretungsberechtigte) Mitglied der Bietergemeinschaft abschließt bzw. abschließen (im Folgenden: die Erklärenden), erklären förmlich, dass 
· die von ihnen in den Teilen I bis V angegebenen Informationen vollständig und richtig sind und
· sie sich der Konsequenzen einer schwerwiegenden Täuschung, eines Zurückhaltens von Auskünften und der fahrlässigen oder vorsätzlichen Irreführung bewusst sind.
Die Erklärenden erklären weiterhin förmlich, dass sie in der Lage sind, auf das Verlangen des Auftraggebers hin unverzüglich Bescheinigungen und andere Nachweise beizubringen, wenn diese vom Auftraggeber angefordert werden.
Die Erklärenden erklären schließlich förmlich, dass sie die vorstehend geforderten Einverständniserklärungen hiermit erteilen.
Der textförmige Erklärungsabschluss erfolgt nachstehend:
	[bookmark: Text36]     

	Vor- und Nachname des/der Erklärenden

	[bookmark: Text37]     

	Angabe des Vertretungsverhältnisses für das einfache Mitglied der Bietergemeinschaft (z. B. „Organschaft“ bei Geschäftsführerstellung; „Vollmacht“ bei rechtsgeschäftlicher Vertretung)

	[bookmark: Text38]     

	Firma des einfachen Mitglieds der Bietergemeinschaft (einschließlich Rechtsformzusatz)







[bookmark: _Toc225758686][bookmark: _Toc234936792]Unterauftragnehmer
	Hinweis: Unterauftragnehmer, die zugleich ihre Eignung an den Bieter bzw. die Bietergemeinschaft verleihen, geben sowohl die Erklärung unter VI.C. als auch die Erklärung unter VI.D. ab. Unterauftragnehmer, die nicht zugleich ihre Eignung verleihen, geben die hiesige Erklärung VI.C. erst auf Anforderung des Auftraggebers ab, und zwar wenn das Angebot des Bieters in die engere Wahl gelangt ist.
Die natürliche/n Person/en, welche die hiesige Erklärung in Textform für den Unterauftragnehmer abschließt bzw. abschließen (im Folgenden: die Erklärenden), erklären förmlich, dass 
· die von ihnen in den Teilen I bis V angegebenen Informationen vollständig und richtig sind und
· sie sich der Konsequenzen einer schwerwiegenden Täuschung, eines Zurückhaltens von Auskünften und der fahrlässigen oder vorsätzlichen Irreführung bewusst sind.
Die Erklärenden erklären weiterhin förmlich, dass sie in der Lage sind, auf das Verlangen des Auftraggebers hin unverzüglich Bescheinigungen und andere Nachweise beizubringen, wenn diese vom Auftraggeber angefordert werden.
Die Erklärenden erklären schließlich förmlich, dass sie die vorstehend geforderten Einverständniserklärungen hiermit erteilen. 
Der textförmige Erklärungsabschluss erfolgt nachstehend:
	[bookmark: Text39]     

	Vor- und Nachname des/der Erklärenden

	[bookmark: Text40]     

	Angabe des Vertretungsverhältnisses für den Unterauftragnehmer (z. B. „Organschaft“ bei Geschäftsführerstellung; „Vollmacht“ bei rechtsgeschäftlicher Vertretung)

	[bookmark: Text41]     

	Firma des Unterauftragnehmers (einschließlich Rechtsformzusatz)







[bookmark: _Toc225758687][bookmark: _Toc234936793]Eignungsleihgeber
	Hinweis: Unterauftragnehmer, die zugleich ihre Eignung an den Bieter bzw. die Bietergemeinschaft verleihen, geben sowohl die Erklärung unter VI.C. als auch die Erklärung unter VI.D. ab.
Die natürliche/n Person/en, welche die hiesige Erklärung in Textform für den reinen Eignungsleihgeber abschließt bzw. abschließen (im Folgenden: die Erklärenden), erklären förmlich, dass
· die von ihnen in den Teilen I bis V angegebenen Informationen vollständig und richtig sind und
· sie sich der Konsequenzen einer schwerwiegenden Täuschung, eines Zurückhaltens von Auskünften und der fahrlässigen oder vorsätzlichen Irreführung bewusst sind.
Die Erklärenden erklären weiterhin förmlich, dass sie in der Lage sind, auf das Verlangen des Auftraggebers hin unverzüglich Bescheinigungen und andere Nachweise beizubringen, wenn diese vom Auftraggeber angefordert werden.
Die Erklärenden erklären schließlich förmlich, dass sie die vorstehend geforderten Einverständniserklärungen hiermit erteilen. 
Der textförmige Erklärungsabschluss erfolgt nachstehend:
	[bookmark: Text42]     

	Vor- und Nachname des/der Erklärenden

	[bookmark: Text43]     

	Angabe des Vertretungsverhältnisses für den Eignungsleihgeber (z. B. „Organschaft“ bei Geschäftsführerstellung; „Vollmacht“ bei rechtsgeschäftlicher Vertretung)

	[bookmark: Text44]     

	Firma des Eignungsleihgebers (einschließlich Rechtsformzusatz)
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